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berechtigung und des gegenseitigen Vorteils aller Koopera­
tionspartner organisiert werden, bleibt die ökonomische 
und rechtliche Selbständigkeit der LPG gewahrt (§ 11 
Abs. 1).

Von besonderem Interesse sind die Aussagen zur Stel­
lung und zu den Befugnissen der Kooperationsräte (§ 12), 
die gewährleisten sollen, daß der einheitliche landwirt­
schaftliche Reproduktionsprozeß Boden — Pflanze — Tier 
— Boden in gemeinsamer Verantwortung der Partner der 
Pflanzen- und Tierproduktion stabil und mit hohem öko­
nomischem Ergebnis organisiert wird. Um die Entschei­
dungen der Kooperationsräte verbindlicher zu gestalten, 
wird den LPGs und ihren Kooperationspartnern das Recht 
eingeräumt, den Kooperationsräten Rechte und Pflichten 
zur eigenverantwortlichen Durchführung gemeinsamer 
Maßnahmen der Leitung und Planung des einheitlichen 
Reproduktionsprozesses in den Kooperationen sowie zur 
Nutzung gemeinsamer Fonds zu übertragen (§12 Abs. 3). 
Welche Rechte und Pflichten jeweils übertragen werden 
sollen, haben die Kooperationspartner selbst zu entschei­
den. Das wird in Abhängigkeit vom Stand der bisherigen 
Zusammenarbeit und vom „Klima“ in den Kooperations­
beziehungen unterschiedlich sein. Der Gesetzentwurf ver­
meidet es bewußt, hierzu bindende Vorschriften zu for­
mulieren, die der Mannigfaltigkeit der konkreten Bedin­
gungen nicht gerecht werden würden.

Bedeutsame Aussagen trifft der Gesetzentwurf für die 
Rechtsstellung kooperativer Einrichtungen (§ 13). Sie sind 
eindeutig als die gemeinsamen Betriebe der beteiligten 
Kooperationspartner charakterisiert, die ihre Tätigkeit im 
Interesse der Kooperationspartner durchzuführen haben. 
Die gemeinsame Leitung der kooperativen Einrichtungen 
durch die Kooperationspartner — wozu diese als Leitungs­
organ Bevollmächtigtenversammlungen schaffen (§ 13 
Abs. 2) — soll die enge Bindung dieser Einrichtungen an 
die Kooperationspartner sichern und eine wirkliche mate­
rielle Interessiertheit der Kooperationspartner am wirt­
schaftlichen Ergebnis der kooperativen Einrichtung schaf­
fen. Deshalb ist vorgesehen, daß die Fonds und das 
Arbeitsvermögen der kooperativen Einrichtungen vor­
rangig für die Lösung gemeinsamer Produktionsäufgaben 
sowie für die Bewältigung von Arbeitsspitzen in der land­
wirtschaftlichen Produktion einzusetzen sind (§ 13 Abs. 1). 
Ergänzend ist vorgesehen, daß über das gemeinschaftliche 
Eigentum und über die Verwendung der Ergebnisse ge­
meinsamer Wirtschaftstätigkeit auf der Grundlage der 
Rechtsvorschriften allein die Kooperationspartner ent­
scheiden (§ 26 Abs. 2). Damit wird dem genossenschaft­
lichen Eigentum auch in dieser Hinsicht exakt Rechnung 
getragen.

Das rechtliche Instrumentarium für die Gestaltung der 
vielfältigen Kooperationsbeziehungen der LPG ist breit 
gefächert. Je nach der Art und dem Charakter der ko­
operativen Beziehungen sollen diese gesellschaftlichen Ver­
hältnisse durch Statuten, Kooperationsvereinbarungen und 
Wirtschaftsverträge geregelt werden (§ 16). In Anlehnung 
an jetzige vertragsrechtliche Regelungen (wie § 7 der 
7. D VO zum Vertragsgesetz) sind Kooperationsvereinbarun­
gen und Wirtschaftsverträge der LPG auf der Grundlage 
des LPG-Gesetzes und unter Beachtung der Grundsätze 
des Vertragsgesetzes zu gestalten. Damit wird den LPGs 
und ihren Kooperationspartnern der erforderliche weite 
Handlungsspielraum eröffnet, um die jeweils effektivsten 
rechtlichen Beziehungen zu organisieren. Machen die 
Partner von der Befugnis eigenständiger Regelungen kei­
nen Gebrauch, dann sollen die Vorschriften des'Vertrags­
gesetzes gelten (§ 16 Abs. 3). Diese Regelung entspricht 
langjährig bewährter Praxis.

Zur genossenschaftlichen Bodennutzung

Welche hohe gesellschaftliche Bedeutung einer effektiven 
landwirtschaftlichen Bodennutzung zukommt, wurde auf 
der 3. Tagung des Zentralkomitees der SED nachdrücklich

mit dem Hinweis unterstrichen, daß gegenwärtig das Ge­
treideproblem in seiner Rangordnung durchaus mit dem 
Erdölproblem zu vergleichen ist8. Über die bewährten Vor­
schriften des bisherigen LPG-Gesetzes, die in ihrem Kern 
übernommen worden sind, hinaus wird im Gesetzentwurf 
(3. Abschnitt) das Recht und die Pflicht der LPG zur effek­
tiven Bodennutzung weiter ausgebaut.

Unter Beibehaltung des Eigentums der Genossenschafts­
bauern am eingebrachten Boden wird das umfassende und 
dauernde Nutzungsrecht der LPG an allen genossenschaft­
lich genutzten Bodenflächen verankert (§ 18 Abs. 1). Das 
Nutzungsrecht wird insbesondere hinsichtlich des Woh­
nungsbaues auf dem Lande und zur weiteren Vertiefung 
der Kooperationsbeziehungen ausgedehnt bzw. präzisiert 
(§ 18 Abs. 2). Es wird ausdrücklich hervorgehoben, daß 
durch Veräußerung oder Erbfall das genossenschaftliche 
Nutzungsrecht am Boden nicht berührt wird (§18 Abs. 4); 
das Eigentumsrecht am genossenschaftlich genutzten 
Boden geht nach den erbrechtlichen Vorschriften auf die 
Erben über (§ 45 Abs. 2).

Eine wichtige Neuerung enthält § 19 Abs. 2 des Gesetz­
entwurfs. Er sieht vor, daß für die in persönlicher Nut­
zung verbliebenen, nicht einzubringenden Grundstücke 
und Gebäude die zivilrechtlichen Vorschriften über das 
persönliche Eigentum Anwendung finden. Der Genossen­
schaftsbauer kann damit künftig im Rahmen der zivil- 
rechtlichen Vorschriften über diese Vermögensteile ver­
fügen.

In den Gesamtkomplex der genossenschaftlichen Nut­
zungsverhältnisse gehört auch der Anspruch der LPG 
auf Ausgleich von Werterhöhungen, die durch Investitions­
maßnahmen an Gebäuden und Anlagen entstanden sind, 
die bisher genossenschaftlich genutzt wurden und nunmehr 
an ihre Eigentümer zurückgegeben werden (§ 44 Abs. 2). 
Dabei werden zwei Fälle unterschieden:

Zum einen handelt es sich um Werterhöhungen, die der 
Eigentümer durch weitere Nutzung realisieren kann (z. B. 
ein neu gedecktes Dach einer Scheune, die der Eigentümer 
anderen als Lagerraum oder als Garage überläßt). Hier 
kann sich die LPG ihren Ausgleichsanspruch durch Ein­
tragung einer Hypothek im Grundbuch sichern lassen.

Im anderen Fall hat die (objektive) Werterhöhung für 
den Eigentümer keine unmittelbare ökonomische Bedeu­
tung (z. B. wenn in einen Stall eine Entmistungsanlage 
eingebaut wurde). Hier kann eine Realisierung der Wert­
erhöhung u. U. später möglich werden, wenn das Gebäude 
für gesellschaftliche Zwecke (z. B. Bergbau) in Anspruch 
genommen und der Eigentümer entschädigt wird. In die­
sem Fall entsteht der Ausgleichsanspruch der LPG mit der 
Veräußerung durch den Eigentümer. Zur Sicherung dieses 
Anspruchs kann bereits bei der Rückgabe des Gebäudes an 
den Eigentümer im Grundbuch ein Vermerk zugunsten der 
LPG eingetragen werden.

Zum genossenschaftlichen Eigentum

Der gesamte Gesetzentwurf ist von dem Anliegen geprägt, 
die großen Potenzen des genossenschaftlichen Eigentums 
immer besser zu nutzen. Im 4. Abschnitt werden dazu kon­
krete Einzelaussagen getroffen.- 

Es wird davon ausgegangen, daß die Reproduktionsbe­
dingungen für dieses Eigentum durch die gesamte sozia­
listische Gesellschaft geschaffen werden und daß das 
genossenschaftliche Eigentum die sozialökonomische 
Grundlage für die Entwicklung der Klasse der Genossen­
schaftsbauern ist. Dieses genossenschaftliche Eigentum 
wird als Eigentum eines bestimmten Kollektivs von Ge­
nossenschaftsbauern erfaßt, die es auf der Grundlage der 
Beschlüsse der SED und der Rechtsvorschriften im gesell­
schaftlichen Interesse, das mit den kollektiven und 
individuellen Interessen der Genossenschaftsbauern über­
einstimmt, planmäßig nutzen, erweitert reproduzieren und 
über seine Verwendung eigenverantwortlich entscheiden. 
Das ist die Grundaussage des § 22, in dem das Verfügungs-


